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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 1. März 1956 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Der Bundesrat hat in seiner 149. Sitzung am 11. November 1955 
beschlossen, den in der Anlage 1 mit Begründung beigefügten 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Regelung 
von Fragen der Staatsangehörigkeit 

gemäß Artikel 76 Abs. 1 des Grundgesetzes beim Deutschen Bun- 
destag einzubringen. 

Gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes übersende ich anbei 
den Gesetzentwurf mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung y.u dom Gesetzentwurf Ist 
aus der Anlage 2 ersichtlich. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Unlversltäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 

zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

§ 6 des Reichs- und Staatsangehörigkeits- 
gesetzes vom 22. Juli 1913 (Reichsgesetzbl. 
S. 583) erhält folgende Fassung: 

4 b 

(1) Durch die Eheschließung mit einem 
Deutschen erwirbt die Frau die Staatsange- 
hörigkeit des Mannes, wenn sie den Erwerb 
der Staatsangehörigkeit nicht ausschlägt. Die 
Ausschlagungsfrist beginnt mit der. Bestel- 
lung des Aufgebotes und endet sechs Monate 
nach der Eheschließung. Auf das Ausschla- 
gungsrecht kann verziditet werden. 

(2) Wer das achtzehnte Lebensjahr voll- 
endet hat, steht bei Abgabe der Ausschla- 
gungs- oder der Verzichtserklärung einem 
Volljährigen gleich. 

(3) Die Ausschlagungs- oder Verzichts- 
erklärung ist gegenüber der Einbürgerungs- 
behörde abzugeben. Die örtliche Zuständig- 
keit richtet sich nach § 17 des Gesetzes zur 
Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit 
vom 22. Februar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 65). 
Die Erklärung kann auch abgegeben werden 

a) bei Eheschließung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes gegenüber dem Standes- 
beamten am Ort der Eheschließung, 

b) bei Eheschließung im Ausland gegenüber 
der für den Ort der Eheschließung zustän- 
digen diplomatischen oder konsularischen 
Vertretung oder sonstigen Verbindungs- 
stelle der Bundesrepublik Deutschland, 

In diesen Fällen ist die Erklärung alsbald an die 
in Satz 1 genannte Behörde weiterzuleiten. 


(4) Die Ausschlagungs- oder Verzichtserklä- 
rung ist zu Protokoll oder in öffentlich be- 
glaubigter Form abzugeben. Fiat die Aus- 
schlagungsberecl'itigte hierzu keine Möglich- 
keit, so genügt einfache Schriftform unter der 
Voraussetzung, daß in anderer Weise nachge- 
wiesen wird, idaß die Unterschrift von dem 
Trä ger des unterzeidineten Namens herrührt. 

(5) Wer ohne sein Verschulden außerstande 
war, die Ausschlagungsfrist einzuhalten, kann 
die Ausschlagungserklärung noch bis zum Ab- 
lauf von sechs Monaten nach Fortfall des Hin- 
dernisses abgeben. Als unverschuldetes Hin- 
dernis gilt auch der Umstand, daß die Ehe in 
der sowjetisch besetzten Zone Deutschlands, 
dem sowjetisch besetzten Sektor von Berlin 
oder in einem fremd verwalteten deutschen 
Gebiet geschlossen worden Ist und die Aus- 
schlagungsberechtigte in einem dieser Gebiete 
ihren dauernden Aufenthalt hat. 

(6) Wer von seinem Ausschlagungsrecht 
Gebrauch gemacht hat, erhält von der in Ab- 
satz 2 Satz 1 genannten Behörde eine Urkunde 
des Inhalts, daß er die deutsche Staatsangehö- 
rigkeit durch Eheschließung nicht erworben 
hat. Nur durch diese Ausschlagungsurkunde 
kann der Nachweis des Nichterwerbs der deut- 
schen Staatsangehörigkeit erbracht werden. 

(7) Die Ausschlagungs- und die Verzichts- 
erklärung können wegen Irrtums über den 
Inhalt der Erklärung sowie wegen Zwanges 
oder Drohung angefochten werden. Die An- 
fechtung erfolgt in der für die Ausschlagungs- 
oder Verzichtserklärung vorgeschriebenen 
Form gegenüber der nach Absatz 2 Satz 1 zu- 
ständigen Behörde. Die Anfechtungsfrist be- 
trägt einen Monat und beginnt mit der Kennt- 
nis des Irrtums oder mit der Beendigung der 
Zwangslage; sie endet spätestens sechs Monate 
nach Zustellung der Ausschlagungsurkunde,“ 
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Artikel 2 

(1) Eine Ausländerin, die in der Zeit vom 
1. April 1953 bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes einen deutschen Staatsangehörigen 
geheiratet hat, hat die deutsche Staatsangehö- 
rigkeit erworben, wenn sie diese nicht inner- 
halb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes ausschlägt. Auf das Ausschlagungsrecht 
kann verzichtet werden. Wer in der Zeit vom 
1. April 1953 bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes eingebürgert worden Ist, hat kein 
Ausschlagungsrecht. 

(2) § 6 Abs. 2 bis 7 des Reichs- und Staats- 
angehörigkeitsgesetzes In der Fassung des Ar- 
tikels 1 dieses Gesetzes gilt entsprechend. 


B e g r ü 

Das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz 
vom 22. Juli 1913 (RGBl. S. 583) bestimmt 
In § 3 Nr. 3 und § 6, daß durch 

die Eheschließung mit einem Deutschen 
die Frau die Staatsangehörigkeit des Mannes 
erwirbt. Seit der am 1. April 1953 eingetrete- 
nen Gleichberechtigung nach Art. 3 Abs. 2 
GG ist es zweifelhaft, ob diese Reditsfolge 
noch eintritt. Während in Bayern die 
Auffassung vertreten wird, daß der im Reichs- 
und Staatsangehörigkeitsgesetz (RuStAG) ge- 
regelte Erwerb der deutsdien Staatsangehörig- 
keit durch Eheschließung mit dem Grundsatz 
der Gleichberechtigung nicht ln Wldersprudi 
steht, stehen alle anderen Bundesländer sowie 
Berlin und die Bundesregierung auf dem 
Standpunkt, daß die vorgenannten Bestim- 
mungen des Reichs- und Staatsangehörigkeits- 
gesetzes am 1. April 1953 außer Kraft getreten 
sind. Infolgedessen wird eine Ausländerin, die 
nach dem 31. März 1953 einen deutschen 
Staatsangehörigen geheiratet hat, in Bayern als 
deutsche Staatsangehörige, in den anderen 
Ländern dagegen als Ausländerin behandelt. 
Dieser unerfreuliche Zustand soll durch eine 
alsbaldige gesetzliche Regelung der Streitfrage 
aus der Welt geschafft werden. 

Das Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz 
geht von dem Grundsatz der Familieneinheit 
aus. Nach Art. 6 GG stehen Ehe und Familie 
unter dem besonderen Schutz der staatlichen 
Ordnung. Es erscheint nach wie vor wün- 
schenswert, daß die Mitglieder einer Familie 
nach Möglichkeit die gleiche Staatsangehörig- 
keit besitzen. Aus diesem Grunde wurde der 


Artikel 3 

Die auf diesem Gesetz beruhenden Verfah- 
ren sind gebührenfrei. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

n d u n g 

Staatsangehörigkeitserwerb der Frau durch 
Eheschließung wieder als Regelfall vorgesehen. 
Dem Grundsatz der Gleichberechtigung wurde 
dadurch Rechnung getragen, daß die Frau das 
Recht erhalten soll, die deutsche Staatsange- 
hörigkeit auszuschlagen. 

Die Ausländerinnen, die ln der Zelt vom 
1. April 1953 bis zum Inkrafttreten des Ge- 
setzes bereits einen deutschen Staatsangehöri- 
gen geheiratet haben, sollen als deutsche Staats- 
angehörige angesehen werden, wenn sie die 
Staatsangehörigkeit nicht ausschlagen. 

Tm einzelnen ist folgendes zu bemerken: 

Zu Art. 1 

Art. 1 enthält die neue Fassung des § 6 
RuStAG. 

Nach § 6 Abs. 1 erwirbt die Frau durch Ehe- 
schließung mit einem Deutschen grundsätz- 
lich dessen Staatsangehörigkeit, wenn sie den 
Erwerb niclat ausschlägt. Das soll sie innerhalb 
einer bestimmten Frist tun können. Solange 
eine Ausschlagungserklärung nicht abgegeben 
wird, bleibt es bis zum Ablauf der Frist unge- 
wiß, ob die Frau die deutsche Staatsangehörig- 
keit erhalten hat oder nicht. Will sie sich schon 
vorher auf den Erwerb der deutschen Staats- 
angehörigkeit berufen, so kann sie auf das 
Ausschlagungsrecht verzichten. 

An sich müßte die Ausschlagungs- oder die Ver- 
zichtserklärung für eine noch minderjährige 
Frau von ihrem gesetzlichen Vertreter abgege- 
ben werden. Es empfiehlt sich jedoch, die Re- 
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gelung des § 14 des Gesetzes zur Regelung 
von Fragen der Staatsangehörigkeit vom 
22. Februar 1955 (BGBl. I S. 65) ebenfalls zu 
übernehmen. Die Fälle, In denen eine Frau vor 
Vollendung des 18. Lebensjahres heiratet, sind 
so selten, daß sie In diesem Zusammenhänge 
außer Betradit bleiben können. 

In § 6 Abs. 3 wird bestimmt, daß die Aus- 
sdilagungs- oder Verzichtserklärung bei der 
Einbürgerungsbehörde abzugeben ist. Aus 
Gründen der Übersichtlichkeit und damit der 
Vereinfachung der Verwaltung sollte vermie- 
den werden, abweichend von den sachlich 
gleichliegenden Fällen des § 17 des Gesetzes 
vom 22. Februar 1955 im Rahmen des § 6 neue 
Zuständigkeiten gesetzlich festzulegen. Zur Er- 
leichterung wird ferner die Möglichkeit geschaf- 
fen, die Erklärung auch gegenüber dem Standes- 
beamten am Ort der Eheschließung oder — im 
Ausland — gegenüber der für den Ort der 
Eheschließung zuständigen Vertretung der 
Bundesrepublik Deutschland abzugeben. 

Da die Erklärung für den Besitz oder Nicht- 
besitz der deutschen Staatsangehörigkeit ent- 
scheidend ist, muß in § 6 Abs. 4 öffentlich 
beglaubigte Form vorgeschrieben werden, falls 
sie nicht vor der zuständigen Behörde zu Pro- 
tokoll abgegeben werden kann. Nur aus- 
nahmsweise soll die einfache Schriftform ge- 
nügen, wenn die Ausschlagungsberechtigte 
keine andere Möglichkeit hat und wenn nach- 
gewiesen wird, daß die Unterschrift von dem 
Träger des Unterzeichneten Namens herrührt. 
Die Bestimmung entspricht im wesentlichen 
dem § 18 des Gesetzes vom 22. Februar 1955. 
§ 6 Abs. 5 regelt die Fälle, in denen jemand 
ohne sein Verschulden außerstande war, die 
Ausschlagungsfrist einzuhalten (vgl. § 19 des 
Gesetzes vom 22. Februar 1955). 

Über die erfolgte Ausschlagung wird gemäß 
§ 6 Abs. 6 von der zuständigen Staatsange- 
hörigkeitsbehörde eine Urkunde ausgestellt, 
die der Erklärenden als Nachweis für den 
Nichterwerb der deutschen Staatsangehörig- 
keit dient (vgl. § 22 des Gesetzes vom 22. Fe- 
bruar 1955). 

Ist die Ausschlagungs- oder Verzichtserklä- 
rung irrtümlich abgegeben worden oder lag 
bei ihrer Abgabe ein Zwang oder eine Dro- 
hung vor, so kann sie gemäß § 6 Abs. 7 
Innerhalb eines Monats nach Kenntnis des 
Irrtums oder nach Beendigung der Zwangs- 
lage angefochten werden. Im Interesse der 
Rechtssicherheit wird bestimmt, daß die An- 
fechtungsfrist spätestens sechs Monate nach 


Zustellung der Ausschlagungsurkunde enden 
soll (vgl. § 23 des Gesetzes vom 22. Fe- 
bruar 1955). 

Zu Art. 2 

Da § 6 RuStAG in der Fassung des Art. 1 
erst vom Inkrafttreten des Gesetzes an gilt, 
mußte eine Regelung für die Zeit vom 
1. April 1953 (Beginn der Gleichberechtigung) 
bis zum Inkrafttreten des Gesetzes getroffen 
werden. Art. 2 sieht den automatischen 
Staatsangehörigkeitserwerb der Frau durch 
Ehescliließung auch für diese Zeit vor und 
schafft somit eine Verbindung mit dem vor 
dem 1. April 1953 geltenden Recht. Der be- 
troffene Personenkreis hat ebenfalls die Mög- 
lichkeit der Ausschlagung. Die Ausschlagungs- 
frist wird auf ein Jahr, vom Inkrafttreten 
des Gesetzes an gerechnet, bemessen. Die ge- 
genüber der Frist in § 6 RuStAG längere 
Zeitdauer erscheint notwendig, weil diese 
Frauen nicht schon bei der Eheschließung auf 
die Möglichkeit der Ausschlagung hingewiesen 
werden konnten. Auch hier hat die Frau das 
Recht, durch eine Verzichtserklärung alsbald 
klare Verhältnisse zu schaffen. 

Abgesehen von Bayern wurden in der Bun- 
desrepublik bereits viele Frauen eingebürgert, 
die seit dem 1. April 1953 einen deutschen 
Staatsangehörigen geheiratet, dadurch aber 
nach der vorherrschenden Meinung die deut- 
sche Staatsangehörigkeit selbst nicht erhalten 
hatten. Diesen Frauen ebenfalls ein Recht auf 
Ausschlagung einzuräumen, ersdielnt unbe- 
gründet. Abs, 1 Satz 3 tragt dieser Sachlage 
Rechnung. 

Zu Art. 3 

Die Entscheidung der Frau, ob sie die deut- 
sche Staatsangehörigkeit ausschlagen will oder 
nicht, darf nicht dadurch beeinflußt werden, 
daß ihre Erklärung gebührenpflichtig ist. 
Art. 3 bestimmt daher, daß die auf diesem 
Gesetz beruhenden Verfahren gebührenfrei 
sein sollen (vgl. auch hierzu § 26 des Gesetzes 
vom 22. Februar 1955). 

Zu Art. 4 

Es handelt sich um die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Art. 5 

Die praktische Durchführung des Gesetzes 
wird durch eine Anlaufzeit erleichtert. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


1 . 

Die Bundesregierung begrüßt die Tendenz 
des Gesetzentwurfs, eine einheitliche Praxis 
der Staatsangehörigkeitsbehörden in den Län- 
dern herzustellen und bei der Regelung von 
dem Grundsatz der Familieneinheit auszu- 
gehen. Sie hat jedoch folgende Bedenken ge- 
gen den Vorsdilag, dieses Ziel durch einen 
automatisdien Erwerb der deutschen Staats- 
angehörigkeit unter Gewährung eines Aus- 
schlagungsrechts zu erreichen: 

1. Die vorgeschlagene Regelung würde es mit 
sich bringen, daß bis zu einem halben Jahr 
nadi Eheschließung, in Wiedereinsetzungs- 
fällen für unbestimmte Zeit, Unklarheit 
darüber bestehen würde, ob die Frau durch 
die Eheschließung deutsche Staatsangehö- 
rige geworden ist. Bei Ehen, die im Inland 
oder vor einem deutschen Konsul geschlos- 
sen werden, kann aber den Frauen zuge- 
mutet werden, sich spätestens im Zeitpunkt 
der Eheschließung zu entscheiden, da sie 
durdi die Standesbeamten sachgemäß be- 
lehrt werden können. 

2. Ein kraft Gesetzes eintretender Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit würde trotz 
des Ausschlagungsrechts in vielen Fällen die 
bisherige Staatsangehörigkeit der Frau be- 
stehen lassen und damit Mehrstaatigkeit 
herbeiführen. Ob Mehrstaatigkeit ganz all- 
gemein vermieden werden muß, kann 
dahingestellt bleiben. Der Europarat steht 
jedenfalls auf diesem Standpunkt und be- 
reitet unter Mitwirkung der Bundesrepu- 
blik eine Konvention über die Verhinde- 
rung künftiger und die Verminderung 
bereits bestehender Mehrstaatigkeit vor. 
Mehrstaatigkeit ist mindestens dann Ur- 
sache für Schwierigkeiten aller Art, wenn 
das Recht des Staates, dem eine deutsche 
Staatsangehörige gleidizeitig angehört, die 
Staatsangehörigkeit der Mutter auch auf 
eheliche Kinder übergehen läßt, wie es z. B. 


in Frankreich, USA und Brasilien der 
Fall ist. 

3. Die Begründung eines Ausschlagungsrechtes 
macht — wie der Gesetzentwurf des Bun- 
desrates beweist — eine umständliche Ver- 
fahrens- und Zuständigkeitsregelung not- 
wendig, während es das Bestreben des 
Gesetzgebers sein muß, materielle Gesetzes- 
änderungen so zu gestalten, daß für die 
Ausführung der neuen Bestimmungen im 
Rahmen der bestehenden Verfahren und 
Zuständigkeiten Raum ist. 

4. Der automatische Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit durch Eheschließung 
würde, auch wenn er mit einem Ausschla- 
gungsrecht verbunden wäre, nicht den 
Forderungen entsprechen, die in dem Ent- 
wurf einer UN-Konvention betreffend die 
Staatsangehörigkeit der heiratenden und 
verheirateten Frau, der z. Z. der UN-Voll- 
versammlung zur Verabschiedung vorliegt, 
enthalten sind. Dieser Entwurf lehnt jede 
Art automatischen Erv/erbs der Staats- 
angehörigkeit des Ehemannes durch die 
Ehefrau ab, weil die Frau, die die Staats- 
angehörigkeit des Mannes nicht erwerben 
will, sonst vor die Notwendigkeit gestellt 
wäre, sich ausdrücklich gegen das Auf- 
nahmeangebot des Heimatstaates ihres 
Mannes zu erklären, ein Umstand, der sich 
leicht als Beeinträchtigung ihrer freien Ent- 
schließung auswirken könnte. 

5. Besonders bedenklich ist der vom Bundes- 
rat vorgeschlagene automatische Erwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit mit dem 
Recht, sie auszuschlagen, für die Ehen, die 
im Ausland, aber nicht vor einem deut- 
schen Konsul geschlossen werden. In diesen 
Fällen kann die Ausländerin, die mit einem 
Deutschen die Ehe schließt, überhaupt 
keine sachgemäße amtliche Belehrung er- 
fahren. Sie würde also in vielen Fällen, 
ohne es zu wissen und oft auch gegen ihren 
Willen, Deutsche werden. Abgesehen da- 
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von könnte sie ihren dem Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit entgegen- 
gesetzten Willen ni^t bei ihrer Eheschlie- 
ßung zum Ausdruck bringen, ein Mangel, 
der auch durch eine großzügig bemessene 
Ausschlagungsfrist nicht hinreichend be- 
hoben werden kann. 

II. 

Um das im Entwurf des Bundesrates ange- 
strebte Ziel zu erreichen, würde die Bundes- 
regierung folgende gesetzgeberische Lösung 
vorziehen: Die einen Deutschen heiratende 
Ausländerin müßte — entsprechend der von 
den Vereinten Nationen vorbereiteten Kon- 
vention (oben 1. Nr. 4) — ihren Wunsch, 
deutsche Staatsangehörige zu werden, durch 


eine positive und förmliche Willenserklärung 
zum Ausdruck bringen. Dabei wäre dem 
Grundsatz der Familieneinheit dadurch Rech- 
nung zu tragen, daß im Regelfall die bei der 
Eheschließung abzugebende Erklärung un- 
mittelbar den Erwerb der deutschen Staats- 
angehörigkeit herbeiführt. Das Ist in all den 
Fällen möglich, in denen die Ehe im Inland 
vor einem deutschen Standesbeamten oder 
im Ausland vor einem deutschen Konsul ge- 
schlossen wird. Bei den übrigen Im Ausland 
geschlossenen Ehen dagegen schlägt die Bun- 
desregierung, da hier keine sachgemäße Be- 
lehrung ider Frau erfolgen kann, vor, der 
einen Deutschen heiratenden Ausländerin 
eine gegenüber den allgemeinen gesetzlichen 
Einbürgerungsvoraussetzungen erleichterte 
Einbürgerungsmöglichkeit zu gewähren. 
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